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Ärztekammer

Medizinische Versorgung in Hessen 

Bündnis Heilen & Helfen diskutiert mit Abgeordneten des neuen Hessischen Landtags 

Nach den ersten fünf Monaten des neuen 

Hessischen Landtags lud das Bündnis Hei-

len und Helfen die Fraktionen im Landtag 

ein, zu zentralen Fragen der Heilberufe 

Stellung zu nehmen. Bei der Veranstal-

tung, die am 20. Juni im Wiesbadener Kur-

haus stattfand, wurden Themen der Ver-

sorgung, Patientensicherheit und Weiter-

bildung diskutiert. Politikerinnen und Poli-

tiker aller im Landtag vertretenen Partei-

en standen den Heilberufskörperschaften 

Rede und Antwort und zeigten sich offen 

für die Anliegen. Journalist und Publizist 

Dr. Winfried Kösters moderierte die Dis-

kussionsrunde im Carl-Schuricht-Saal. 

Sicherung der Weiterbildung bei 

der Krankenhausreform 

Zur bevorstehenden Krankenhausreform, 

welche unter anderem eine neue Struktu-

rierung und Finanzierung für Krankenhäu-

ser vorsieht, griff der Präsident der Lan-

desärztekammer Hessen, Dr. med. Edgar 

Pinkowski, die Zukunft der Weiterbildung 

von Ärztinnen und Ärzten auf: „Was in 

Berlin bei der Krankenhausreform nicht 

mitgedacht wird: Wenn weniger Kranken-

häuser existieren, dann gibt es auch weni-

ger Weiterbildungsstätten und es wird 

auch nicht mehr alles an Weiterbildung an 

einem Krankenhaus absolviert werden 

können, wie das vorher war; deshalb brau-

chen wir Weiterbildungsverbünde!“, sagte 

Pinkowski. „Es wird auch vieles im ambu-

lanten Bereich stattfinden müssen, weil 

nicht mehr alles stationär gemacht werden 

kann und soll. Um diese Verbünde zu grün-

den, brauchen wir aber einfache rechtliche 

und steuerliche Grundlagen. Stichwort: 

Arbeitnehmerüberlassung. Deshalb müs-

sen auch die Länder Druck auf den Bund 

ausüben, sonst können wir nicht mehr 

weiterbilden.“ Pinkowski fragte in diesem 

Zusammenhang, welche Initiativen die 

Parteien zu diesem Thema planen. 

Antworten der Politik

Die FDP wolle das ganze System in den 

Blick nehmen, damit auch die Ärzte in Nie-

derlassung genug Nachwuchs haben, und 

forderte mehr Dialog aller Verantwortli-

chen. Die AfD betonte, dass es eine neue 

Struktur wie etwa die Weiterbildungsver-

bünde und eine entsprechende Finanzie-

rung brauche. Von der hessischen SPD 

wurde geäußert, dass das Thema bereits 

in Bund-Länder-Gesprächen auf der 

Agenda stehe und dies in Berlin auch Ge-

hör finde. Auch die hessischen Grünen be-

tonten, dass dies bereits auf der Agenda 

stehe und bemerkten, dass dies bereits 

vorher vom Expertenrat hätte mitgedacht 

werden müssen. Die Christdemokraten 

betonten, dass sie für Weiterbildungsver-

bünde seien und die ambulanten Praxen 

miteinbezogen werden sollten. 

Diskussionsthemen der anderen Bündnis-

partner waren unter anderem der Refe-

rentenentwurf des Bundesgesundheitsmi-

nisteriums zu einem Apotheken-Reform-

gesetz, welcher vorsieht, dass es zukünf-

tig Apotheken geben kann, in denen kein 

Apotheker mehr persönlich anwesend 

sein muss, und der Bürokratieabbau für 

Zahnarztpraxen sowie die Übernahme 

von Tierarztpraxen und Kliniken durch 

 Investoren und globale Konzerne.

Das Bündnis Heilen & Helfen wurde im 

Jahr 2007 von den hessischen Körper-

schaften der Heilberufe ins Leben gerufen, 

um den Anliegen der Heilberufe mehr Ge-

hör in der Politik und Aufmerksamkeit im 

gesellschaftlichen Diskurs zu verschaffen. 

Es setzt sich aus verschiedenen heilberuf-

lichen Körperschaften zusammen: Lan-

desärztekammer Hessen, Landeszahnärz-

tekammer Hessen, Kassenzahnärztliche 

Vereinigung Hessen, Landesapotheker-

kammer Hessen, Psychotherapeutenkam-

mer Hessen und Tierärztekammer Hes-

sen. 

Lukas Reus

Diskutierten mit Politikern der Parteien aus dem Landtag (v.l.): Dr. med. Edgar Pinkowski, Präsident der 

Landesärztekammer Hessen, Stephan Allroggen, Vorsitzender des Vorstandes der Kassenzahnärztli-

chen Vereinigung Hessen, Dr. Doris Seiz, Präsidentin der Landeszahnärztekammer Hessen, Dr. Heike 

Winter, Präsidentin der Psychotherapeutenkammer Hessen, Ursula Funke, Präsidentin der Landesapo-

thekerkammer Hessen, und Prof. Dr. Sabine Tacke, Präsidentin der Landestierärztekammer Hessen.
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Stolz gründet Pakt für Gesundheit Hessen 

Landesärztekammer Hessen ist dabei

Die Herausforderungen sind groß: Ver-

änderung der Kliniklandschaft durch die 

Krankenhausreform, Fachkräftemangel, 

Alterung der Gesellschaft und nachhalti-

ge Versorgung der Bevölkerung. Um die 

Aufgaben gemeinsam zu bewältigen, 

gründete die hessische Gesundheitsmi-

nisterin Diana Stolz gemeinsam mit den 

Akteuren im Gesundheitswesen, darun-

ter die Landesärztekammer Hessen, im 

Juli den Pakt für Gesundheit als neue 

Austausch- und Dialogplattform.  (red)




